
Der Gesetzentwurf aus NRW wird sicherlich so keinen
Eingang in das Bundesgesetzblatt finden. Es ist aber
gut, dass mit diesem Gesetzentwurf eine Diskussion
auf, wie ich hoffe, hohem Niveau begonnen wurde,
die jetzt fortzusetzen ist und die man nicht mit diesen
Argumenten abwürgen darf, wie Sie sie gebracht
haben und die noch dazu überwiegend nicht stimmen.
Wir werden Ihrem Dringlichkeitsantrag deswegen
nicht zustimmen können.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank
Herr Kollege Schindler. – Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich nutze die kurze Pause vor dem nächsten
Redner, um auf der Ehrentribüne eine Delegation aus
Taiwan zu begrüßen. Seien Sie uns herzlich willkom-
men. Ich begrüße unter der Leitung der Vizeaußenmi-
nisterin, Frau Vanessa Shih, eine Delegation mit
sechs Personen, die sich hier zu Gesprächen und
zum Austausch befindet. Wir wünschen Ihnen viele
gute Eindrücke und gute Gespräche. Vielen Dank für
Ihr Hiersein!

(Allgemeiner Beifall)

Nun darf ich den Herrn Kollegen Streibl ums Wort bit-
ten.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Es mag
richtig sein, dass in Unternehmen, in Konzernen man-
ches schieflaufen kann und vielleicht auch Dinge pas-
sieren, die besser nicht passieren sollten. Von daher
ist es sicher gut, wenn eine Diskussion darüber in
Gang kommt, wie man Fehler vermeiden und wie man
einschreiten kann.

Allerdings erachte ich es als schwierig, hier ein Straf-
gesetzbuch zu schaffen, das letztlich das Schuldprin-
zip außer Kraft setzt. Es gibt den Grundsatz "Nulla
poena sine culpa" – keine Strafe ohne Schuld. Schuld
ist etwas, was ein Mensch auf sich laden kann; nur
ein Mensch kann gegenüber anderen Menschen
schuldig werden, nicht ein Unternehmen, nicht ein
Konzern, nicht eine Firma und auch nicht eine Partei.
Es sind immer einzelne Menschen, die Schuld auf
sich laden und dann mit der Gesellschaft wieder ins
Reine kommen müssen. Das ist der Sinn des Straf-
rechts. Wenn wir das auf Unternehmen ausweiten,
kommen wir in einen Graubereich, der nicht mehr
richtig beherrschbar ist.

Man muss auch fragen, welches Menschenbild dahin-
ter steht, wenn ich die Schuld von einem Unterneh-
men letztlich auf alle Mitarbeiter ausweite. Wenn so-
zusagen ein schwarzes Schaf in einem Unternehmen
ist, müssen alle Mitarbeiter darunter leiden, und wenn

das Unternehmen bestraft wird, geht es an den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern aus. Von daher
verwundert mich ein solcher Gesetzentwurf, gerade
aus Nordrhein-Westfalen.

Meine Damen und Herren, die einfachen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zahlen dafür, und sie
muss man davor schützen. Es ist deshalb umso wich-
tiger, dass diejenigen, die wirklich Schuld auf sich
laden, hart bestraft werden und man gegen sie vor-
geht, damit diese Menschen in den Unternehmen
dann keine Fehler mehr machen, dass sie sozusagen
zur Rechenschaft gezogen werden. Aber wir können
dieses Schuldprinzip letztlich nicht vom Menschen,
von der Person, abkoppeln, in einen ominösen Raum,
der dann noch zu bestimmen ist. Wir kommen sonst
zu einer Kollektivschuld, mit der ich dann jedes Unter-
nehmen irgendwo packen kann. Dann besteht auch
die Gefahr des Missbrauchs, indem man hiermit un-
liebsame Konkurrenten ausschalten kann. Wir mi-
schen uns damit massiv in das freie Unternehmertum
ein. Jeder Familienbetrieb könnte am Pranger stehen,
was für diese Betriebe letztlich das Aus bedeuten
könnte.

Daher sehen auch wir diesen Gesetzentwurf, der in
Nordrhein-Westfalen vorgelegt worden ist, sehr kri-
tisch und begrüßen den Dringlichkeitsantrag der CSU-
Fraktion. Wir meinen, dass unser Justizminister einen
starken Rücken beweisen sollte, um sich hier durch-
zusetzen; denn das in der Verfassung verankerte
Schuldprinzip ist nicht irgendetwas, was man schnell
einmal verramscht oder infrage stellt. Es muss viel-
mehr geschützt werden. Das hängt auch mit unserer
Rechtsstaatlichkeit und mit dem Rechtsstaatprinzip
zusammen. Ich warne davor, das Ganze auszuhe-
beln. Man sollte lieber schauen, wie man der Men-
schen habhaft wird, die in einem Unternehmen schul-
dig werden und damit letztlich auch das Unternehmen
und Arbeitsplätze gefährden. Die muss man streng
bestrafen, aber nicht ein Unternehmen an sich. Mei-
ner Meinung nach steht es gegen das Schuldprinzip,
dass ein Unternehmen strafbar wird, es steht gegen
den Gleichheitsgrundsatz, gegen das Rechtsstaats-
prinzip und auch gegen den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz. Daher bitten wir, vorsichtig zu sein und im
Bundesrat einen starken Rücken zu beweisen. –
Danke schön.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Streibl. – Nächster Redner ist der Kolle-
ge Thomas Gehring. Bitte schön, Herr Gehring.
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